
 

Beschlussempfehlung und Bericht  
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für ein Gesetz zur Sicherstellung der finanziellen Leistungsfähigkeit der hessischen 
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(HessenkasseG) 
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Änderungsantrag 

der Fraktionen der CDU und BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 

Drucksache 19/6264 
 
 
 
A. Beschlussempfehlung 
 
 Der Haushaltsausschuss empfiehlt dem Plenum mit den Stimmen von CDU und 

BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN gegen die Stimmen der SPD und der LINKEN bei 
Stimmenthaltung der FDP, den Gesetzentwurf unter Berücksichtigung des Ände-
rungsantrags Drucks. 19/6264 - und damit in der aus der Anlage ersichtlichen Fas-
sung - in zweiter Lesung anzunehmen. 

 
B. Bericht 
 
 1. Der Gesetzentwurf war dem Haushaltsausschuss, federführend, und dem Innenaus-

schuss, beteiligt, in der 127. Plenarsitzung am 31. Januar 2018 nach der ersten Le-
sung zur Vorbereitung der zweiten Lesung überwiesen worden. 

 
 2. Der Haushaltsausschuss hat zu dem Gesetzentwurf am 14. März 2018 eine öffent-

liche mündliche Anhörung durchgeführt. 
 
 3. Der Innenausschuss hat in seiner Sitzung am 12. April 2018 mit den Stimmen von 

CDU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und der FDP bei Enthaltung der SPD und der 
LINKEN beschlossen, dem Haushaltsausschuss die Beschlussempfehlung an das 
Plenum zu überlassen. 

 
 4. Der Haushaltsausschuss hat den Gesetzentwurf in seiner Sitzung am 18. April 

2018 behandelt und den unter A genannten Beschluss gefasst. 
 
  Zuvor wurde der Änderungsantrag Drucks. 19/6234 von der einbringenden Frakti-

on zurückgezogen. 
 
  Der Änderungsantrag Drucks. 19/6264 wurde mit den Stimmen der CDU, des 

BÜNDNISSES 90/DIE GRÜNEN und der FDP bei Stimmenthaltung der SPD und 
der LINKEN angenommen. 

 
Wiesbaden, 18. April 2018 
 
 

Berichterstatter und Ausschussvorsitzender: 
Wolfgang Decker 
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Artikel 1 
Gesetz zur Errichtung des Sondervermögens "Hessenkasse" 

 
§ 1 

Errichtung des Sondervermögens "Hessenkasse" 
 

Das Land errichtet ein Sondervermögen mit der Bezeichnung "Hessenkasse". 
 

§ 2 
Zweck und Finanzierung des Sondervermögens "Hessenkasse" 

 
(1) Das Sondervermögen "Hessenkasse" wird zur Finanzierung der Kassenkreditentschuldung 
der Gemeinden und Landkreise (Kommunen) und zur Förderung kommunaler und kommunaler-
setzender Investitionen nach dem Hessenkassegesetz vom [einsetzen: Datum und Fundstelle] 
verwendet. 
 
(2) Das Sondervermögen finanziert sich aus Mitteln des Landeshaushalts und aus Beiträgen der 
Kommunen. 
 

§ 3 
Stellung im Rechtsverkehr 

 
(1) Das Sondervermögen "Hessenkasse" ist nicht rechtsfähig. Es kann unter seinem Namen im 
Rechtsverkehr handeln, klagen und verklagt werden.  
 
(2) Der allgemeine Gerichtsstand für das Sondervermögen "Hessenkasse" ist Wiesbaden. 
 
(3) Das Sondervermögen "Hessenkasse" ist von dem übrigen Vermögen sowie von den Rechten 
und Verbindlichkeiten des Landes getrennt zu halten. Das Land haftet unmittelbar für die Ver-
bindlichkeiten des Sondervermögens "Hessenkasse"; dieses haftet nicht für die sonstigen Ver-
bindlichkeiten des Landes. 
 

§ 4 
Verwaltung und Anlage der Mittel 

 
(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium verwaltet das Sondervermögen "Hessenkasse" und 
dessen Mittel. Es bedient sich dabei der Wirtschafts- und Infrastrukturbank Hessen (WIBank). 
Die für die Finanzen zuständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister wird ermäch-
tigt, mit der WIBank die hierfür erforderlichen Verträge abzuschließen. 
 
(2) Das Sondervermögen "Hessenkasse" ist nach den Grundsätzen der Wirtschaftlichkeit und 
Sparsamkeit zu verwalten. Die Kosten für seine Verwaltung trägt das Sondervermögen "Hes-
senkasse". 
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(3) Soweit Mittel nicht für Auszahlungen benötigt werden, sind sie so anzulegen, dass mög-
lichst große Sicherheit und Rentabilität bei ausreichender Liquidität des Sondervermögens "Hes-
senkasse" unter Wahrung angemessener Mischung und Streuung erreicht wird. Das Nähere re-
gelt eine Anlagerichtlinie, die das für Finanzen zuständige Ministerium erstellt. Die Anlage-
richtlinie bedarf der Zustimmung des Haushaltsausschusses des Hessischen Landtags. 
 

§ 5 
Wirtschaftsplan 

 
(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium stellt für das Sondervermögen "Hessenkasse" für 
jedes Kalenderjahr einen Wirtschaftsplan auf, der nachrichtlich dem Haushaltsplan des Landes 
beizufügen ist. 
 
(2) Der Wirtschaftsplan ist in Einnahmen und Ausgaben auszugleichen. 
 
(3) Das Sondervermögen "Hessenkasse" wird nach dem Verwendungszweck der Mittel in Ab-
teilungen gegliedert. Die Abteilungen sind in Einnahmen und Ausgaben untereinander de-
ckungsfähig. 
 

§ 6 
Jahresrechnung 

 
(1) Das für Finanzen zuständige Ministerium stellt zum Schluss eines jeden Rechnungsjahres die 
Jahresrechnung des Sondervermögens "Hessenkasse" auf. 
 
(2) In der Jahresrechnung sind der Bestand des Sondervermögens "Hessenkasse" einschließlich 
der Forderungen und Verbindlichkeiten sowie die Einnahmen und Ausgaben nachzuweisen. 
 

§ 7 
Auflösung 

 
Das Sondervermögen "Hessenkasse" wird nach Erfüllung der in § 2 genannten Zwecke aufgelöst. 
Über die Verwendung eines verbleibenden Vermögens für kommunale Zwecke ist nach Anhörung 
der Kommunalen Spitzenverbände durch das für Finanzen zuständige Ministerium im Einverneh-
men mit dem für kommunale Angelegenheiten zuständigen Ministerium zu entscheiden. 
 

§ 8 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 
 
 

Artikel 2 
Gesetz zur Ablösung von kommunalen Kassenkrediten und  

zur Förderung kommunaler und kommunalersetzender Investitionen  
mittels des Sondervermögens "Hessenkasse" (Hessenkassegesetz) 

 
ERSTER TEIL 

Kassenkreditentschuldung 
 

§ 1 
Umfang und Finanzierung der Kassenkreditentschuldung 

 
(1) Das Land organisiert für Gemeinden und Landkreise (Kommunen), die zur rechtzeitigen 
Leistung ihrer Auszahlungen Kassenkredite aufgenommen haben, soweit zu deren Begleichung 
keine anderen Mittel zur Verfügung stehen, auf Antrag eine Ablösung der Kassenkredite des 
Kernhaushalts bei deren Gläubigerkreditinstituten. Nicht abgelöst werden Kassenkredite, die zur 
Vorfinanzierung von Investitionen oder öffentlich-rechtlichen Forderungen dienen, die zur Si-
cherstellung der Zahlungsfähigkeit der Kommune nicht erforderlich sind oder die von der 
Kommune aufgrund ihrer finanziellen Leistungsfähigkeit selbst zurückgeführt werden können. 
 
(2) Zur Kassenkreditentschuldung bedient sich das Land der Wirtschafts- und Infrastrukturbank 
Hessen (WIBank). Soweit es erforderlich ist, refinanziert sie sich dafür auf dem Finanzmarkt. 
Der Zeitraum der Refinanzierung beträgt bis zu 30 Jahre. Die WIBank kann eine Ablösung ei-
nes Kassenkredits auch dadurch bewirken, dass sie in den bestehenden Vertrag mit dem Gläubi-
gerkreditinstitut im Wege des Schuldnerwechsels eintritt und die Kommune aus den vertragli-
chen Verpflichtungen entlassen wird. Das Sondervermögen "Hessenkasse" zahlt der WIBank 
die für die Ablösung und deren Refinanzierung erforderlichen Beträge einschließlich der Kosten 
für die Steuerung von Zinsänderungsrisiken sowie zur Optimierung der Kreditkonditionen. 
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(3) Ist die Ablösung eines Kassenkredits nicht möglich oder nicht wirtschaftlich, können auf An-
trag der Kommune Zinsdienst- und Entschuldungshilfen gewährt werden, bis der Kassenkredit 
vollständig getilgt ist. Auf Antrag können Zinsdiensthilfen für derivative Finanzinstrumente, 
welche die Kommunen zur Zinssicherung bei Kassenkrediten einsetzen, gewährt werden. Das 
Sondervermögen "Hessenkasse" zahlt der WIBank die für den Zinsdienst und die Tilgung des 
Kassenkredits sowie für deren Refinanzierung erforderlichen Beträge. 
 

§ 2 
Antrags- und Entscheidungsverfahren 

 
(1) Der Antrag ist bis zum 31. Mai 2018 (Ausschlussfrist) schriftlich bei der Bewilligungsstelle zu 
stellen. Bewilligungsstelle ist das für Finanzen zuständige Ministerium. Der Antrag ist nach einem 
von der Bewilligungsstelle vorgegebenen Muster zu erstellen und auch in elektronischer Form an 
sie zu übermitteln. Für die Einhaltung der Frist ist der Eingang des schriftlichen Antrags maßgeb-
lich. Der schriftliche Antrag ist nur wirksam, wenn er im Fall einer Gemeinde den Anforderungen 
des § 71 Abs. 2 Satz 2 der Hessischen Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung 
vom 7. März 2005 (GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch … [einfügen: Ausfertigungsdatum und 
Fundstelle des HessenkasseG], und im Fall eines Landkreises den Anforderungen des § 45 Abs. 2 
Satz 2 der Hessischen Landkreisordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 
(GVBl. S. 183), zuletzt geändert durch Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618), genügt. 
Dem Antrag sind die Liquiditätsplanung für das Haushaltsjahr 2018 und geeignete Unterlagen zum 
Nachweis der tatsächlichen Höhe und Verwendung von Kassenkrediten im Haushaltsvollzug 2018 
beizufügen. Die Bewilligungsstelle kann die Mitteilung darüber hinausgehender Informationen und 
die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. 
 
(2) Die Kassenkreditentschuldung kann gewährt werden, wenn sich die Kommune verpflichtet, 
den Ergebnis- und Finanzhaushalt in Planung und Rechnung ab dem Jahr 2019 nach § 92 Abs. 4 
bis 6 der Hessischen Gemeindeordnung auszugleichen sowie die Vorgaben zu den Liquiditäts-
krediten nach § 105 der Hessischen Gemeindeordnung zu beachten. Die Bewilligungsstelle kann 
in besonderen Ausnahmefällen einen abweichenden Zeitpunkt zulassen. 
 
(3) Die Kommune verpflichtet sich des Weiteren, einen jährlichen Beitrag von 25 Euro je Ein-
wohner an das Sondervermögen "Hessenkasse" zu leisten. Die Höhe des Jahresbeitrags und die 
Dauer der Beitragszahlung werden von der Bewilligungsstelle unter Berücksichtigung des Ent-
schuldungshöchstbetrags und der Höhe der Entschuldungshilfen anhand der Bevölkerungsstatistik 
des Hessischen Statistischen Landesamtes zum 31. Dezember 2015 ermittelt und der Kommune 
mitgeteilt. 
 
(4) Die Verpflichtungserklärungen der Kommune nach Abs. 2 Satz 1 und Abs. 3 Satz 1 sind 
von der Gemeindevertretung oder dem Kreistag mit der Mehrheit der gesetzlichen Zahl der 
Mitglieder zu beschließen. Eine beglaubigte Abschrift des Beschlusses ist der Bewilligungsstelle 
bis zum 30. Juni 2018 vorzulegen. 
 
5) Wenn die Kommune die Verpflichtungserklärungen abgegeben hat, setzt die Bewilligungs-
stelle den Höchstbetrag der Kassenkreditentschuldung, die Höhe der Zinsdienst- und Entschul-
dungshilfen sowie die Höhe des Jahresbeitrags, des Gesamtbeitrags und die Dauer der Beitrags-
zahlung im Einvernehmen mit dem für kommunale Angelegenheiten zuständigen Ministerium 
fest. Die Bewilligungsstelle kann bei unveränderter Höhe des Gesamtbeitrags in einzelnen Jah-
ren einen abweichenden Jahresbeitrag sowie eine Änderung der Beitragsdauer zulassen. Die 
Beitragsdauer beträgt längstens 30 Jahre und endet spätestens am 31. Dezember 2048. Die Be-
willigungsstelle soll die Beitragszahlung der Kommune an das Sondervermögen "Hessenkasse" 
durch eine Verrechnung mit Zahlungen des Landes an die Kommune sicherstellen. 
 

§ 3 
Ablösung der Kassenkredite 

 
(1) Die WIBank löst die Kassenkredite nach Maßgabe dieses Gesetzes, des Bewilligungsbe-
scheids, einer von dem für Finanzen zuständigen Ministerium mit der WIBank zu schließenden 
Vereinbarung und einer zwischen der Kommune und der WIBank zu schließenden Vereinbarung 
bei den Gläubigerkreditinstituten der Kommune ab. Die Kommune stellt sicher, dass eine Ablö-
sung durch die WIBank rechtlich und tatsächlich möglich ist. Im Fall des § 1 Abs. 2 Satz 4 stellt 
die Kommune die Zustimmung des Gläubigerkreditinstituts zu dem Schuldnerwechsel sicher. 
 
(2) Voraussetzung für die Ablösung der Kassenkredite ist, dass 

1.  die Bestandskraft der Entscheidung nach § 2 Abs. 5 eingetreten ist, 
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2.   die Kommune mit der WIBank eine Vereinbarung geschlossen hat, in der insbesondere 

die zur Ablösung vorgesehenen Kassenkredite aufgeführt sowie die Ablösungszeitpunkte 
und die Ablösungsmodalitäten geregelt sind, und 

3.     das Ende der Sollzinsbindungsfrist des jeweils abzulösenden Kassenkredits in die Zeit vom 
17. September 2018 bis einschließlich 17. Dezember 2018 fällt oder die Kommune mit 
dem Gläubigerkreditinstitut einen Rückzahlungstermin innerhalb dieses Zeitraums verein-
bart und die hierdurch entstehenden Aufwendungen übernimmt oder mit dem Gläubiger-
kreditinstitut und der WIBank einen Schuldnerwechsel innerhalb dieses Zeitraums verein-
bart. 

 
(3) Die Kommune stellt zusammen mit der WIBank sicher und weist gegenüber der Bewilli-
gungsstelle nach, dass aufgrund der Kassenkreditentschuldung keine Forderung gegenüber dem 
Gläubigerkreditinstitut entstanden ist. 
 

§ 4 
Zinsdienst- und Entschuldungshilfen 

 
(1) Zinsdienst- und Entschuldungshilfen können für Kassenkredite nach § 1 Abs. 1 und für deriva-
tive Finanzinstrumente nach § 1 Abs. 3 Satz 2 gezahlt werden. Die WIBank zahlt die fälligen Be-
träge unmittelbar an das Gläubigerkreditinstitut der Kommune. 
 
(2) Voraussetzung für die Zahlung der Hilfen ist, dass 

1.  die Bestandskraft der Entscheidung nach § 2 Abs. 5 eingetreten ist und 

2.  die Kommune mit der WIBank eine Vereinbarung geschlossen hat, in der insbesondere 
die Kassenkredite und Derivate aufgeführt sowie die Zahlungen festgelegt sind. 

 
(3) Die Kommune stellt zusammen mit der WIBank sicher und weist gegenüber der Bewilli-
gungsstelle nach, dass aufgrund der Zahlung der Hilfen keine Forderung gegenüber dem Gläu-
bigerkreditinstitut entstanden ist. 
 

§ 5 
Pflichtverletzung 

Bei Verletzung der Verpflichtungen nach § 2 Abs. 2 oder 3 oder von Nebenbestimmungen zu be-
günstigenden Entscheidungen nach § 2 Abs. 5 kann die Bewilligungsstelle den Beitrag nach § 2 
Abs. 3 auf bis zu 50 Euro je Einwohner erhöhen. 
 

ZWEITER TEIL 
Investitionsförderung 

 
§ 6 

Teilnahmeberechtigung und Höhe der Investitionsförderung 
 

(1) Das Land kann finanz- oder strukturschwachen Kommunen, die im Rahmen einer ord-
nungsgemäßen Kassenwirtschaft ihre stetige Zahlungsfähigkeit nachweislich ohne die Inan-
spruchnahme von Kassenkrediten sicherstellen, auf Antrag eine Investitionsförderung mittels 
des Sondervermögens "Hessenkasse" gewähren. Soweit Kassenkredite zur Vorfinanzierung öf-
fentlich-rechtlicher Forderungen dienen, bleiben diese bei der Nachweisführung unberücksich-
tigt. Der Nachweis ist durch Vorlage der Liquiditätsplanung für das Haushaltsjahr 2018 und ge-
eigneter Unterlagen zur tatsächlichen Höhe und Verwendung von Kassenkrediten im Haushalts-
vollzug 2018 zu führen. Die Bewilligungsstelle kann die Mitteilung darüber hinausgehender In-
formationen und die Vorlage weiterer Unterlagen verlangen. 
 
(2) Finanzschwach im Sinne des Abs. 1 Satz 1 sind Kommunen, die im Verhältnis zum Durch-
schnitt aller Kommunen derselben kommunalen Gruppe nach § 7 Abs. 3 Nr. 2 oder derselben 
kommunalen Untergruppe nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 Buchst. a oder b oder Nr. 3 Buchst. b bis d 
des Finanzausgleichsgesetzes vom 23. Juli 2015 (GVBl. S. 298), geändert durch Gesetz vom 
25. November 2015 (GVBl. S. 414), im Durchschnitt der Ausgleichsjahre 2016 bis 2018 

1.  bei kreisangehörigen Gemeinden eine um mindestens zehn Prozentpunkte geringere nach 
§ 21 des Finanzausgleichsgesetzes ermittelte Steuerkraftmesszahl oder 

2.  bei kreisfreien Städten eine um mindestens zehn Prozentpunkte geringere nach § 27 des 
Finanzausgleichsgesetzes ermittelte Steuerkraftmesszahl oder 

3.  bei Landkreisen eine um mindestens zehn Prozentpunkte geringere nach § 33 des Fi-
nanzausgleichsgesetzes ermittelte Umlagekraftmesszahl aufweisen 

je Einwohner nach § 3 Abs. 2 des Finanzausgleichsgesetzes. Bei Grundzentren unter 7 500 
Einwohner nach § 7 Abs. 3 Nr. 3 Buchst. a des Finanzausgleichsgesetzes muss die nach § 21 
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des Finanzausgleichsgesetzes ermittelte Steuerkraftmesszahl je Einwohner nach § 3 Abs. 2 des 
Finanzausgleichsgesetzes mindestens fünf Prozentpunkte geringer sein als der Durchschnitt der-
selben kommunalen Untergruppe im Durchschnitt der Ausgleichsjahre 2016 bis 2018. 
 
(3) Strukturschwach im Sinne des Abs. 1 Satz 1 sind Kommunen, 

1.  deren Bevölkerungsdichte in Einwohner je Quadratkilometer bezogen auf die Einwoh-
nerzahl und die Gemarkungsfläche zum 31. Dezember 2014 nach der Hessischen Ge-
meindestatistik 2015 des Hessischen Statistischen Landesamtes im Vergleich zum Durch-
schnitt aller Kommunen derselben kommunalen Untergruppe nach § 7 Abs. 3 Nr. 1 
Buchst. a oder b oder Nr. 3 Buchst. a bis d  des Finanzausgleichsgesetzes geringer ist oder 

2.  deren Einwohnerzahl nach den Bevölkerungsstatistiken des Hessischen Statistischen Lan-
desamtes zum 31. Dezember 2014 geringer ist als die Einwohnerzahl zum 31. De-
zember 2004. 

 
(4) Abweichend von den Abs. 2 und 3 gelten kreisangehörige Gemeinden weder als finanz- 
noch als strukturschwach, wenn in mehr als zehn der Ausgleichsjahre 2004 bis 2018 ihre Steu-
erkraftmesszahl folgenden Betrag überschritten hat: 

1.  in den Ausgleichsjahren 2004 bis 2015 den Betrag der Bedarfsmesszahl, 

2.  in den Ausgleichsjahren 2016 bis 2018 den Betrag der Ausgleichsmesszahl. 
 
(5) Kreisangehörigen Gemeinden, welche die Anforderungen des Abs. 1 erfüllen, ohne finanz- 
oder strukturschwach nach Abs. 2 und 3 zu sein, wird ein Zuschusskontingent in Höhe von 
750 000 Euro gewährt, wenn in weniger als elf der Ausgleichsjahre 2004 bis 2018 ihre Steuer-
kraftmesszahl folgenden Betrag überschritten hat: 

1.   in den Ausgleichsjahren 2004 bis 2015 den Betrag der Bedarfsmesszahl, 

2.   in den Ausgleichsjahren 2016 bis 2018 den Betrag der Ausgleichsmesszahl. 

 
(6) Die Investitionsförderung wird als Zuschuss gewährt. Die Höhe des Zuschusskontingents für 
Kommunen im Sinne des Abs. 1 (Höchstbetrag des einer Kommune insgesamt zustehenden Zu-
schusses) richtet sich nach einem einheitlichen Fördersatz von 194,87 Euro je Einwohner bei 
kreisangehörigen Gemeinden sowie 100 Euro je Einwohner bei Landkreisen und kreisfreien 
Städten. Bei der Ermittlung des Zuschusskontingents werden die Einwohner zum 31. Dezember 
2015 nach der Bevölkerungsstatistik des Hessischen Statistischen Landesamtes zugrunde gelegt 
und anhand der Abweichung der Steuer- oder Umlagekraft zum Gruppendurchschnitt oder Un-
tergruppendurchschnitt nach Abs. 2 Satz 1 oder 2 gewichtet. Bei einer den Durchschnitt unter-
schreitenden Steuer- oder Umlagekraft werden die Einwohner in der relativen Höhe der negati-
ven Abweichung vom Durchschnitt um dieselben Prozentpunkte der Abweichung höher gewich-
tet. Bei einer den Durchschnitt übersteigenden Steuer- oder Umlagekraft werden die Einwohner 
in der relativen Höhe der positiven Abweichung vom Durchschnitt um dieselben Prozentpunkte 
der Abweichung niedriger gewichtet. Das Zuschusskontingent beträgt mindestens 750 000 Euro. 
 
(7) Soweit eine Kommune am 30. Juni 2018 weiterhin über geringe Kassenkredite verfügt, kann 
eine Kassenkreditentschuldung nach dem Ersten Teil zusammen mit einer Investitionsförderung 
nach dem Zweiten Teil gewährt werden, wenn die jeweils geltenden weiteren Voraussetzungen 
erfüllt sind. Das Zuschusskontingent reduziert sich in diesem Fall um die Hälfte des nach § 2 
Abs. 5 bewilligten Höchstbetrags und der Entschuldungshilfen. 
 

§ 7 
Antrags- und Entscheidungsverfahren 

 
(1) Der Antrag nach § 6 Abs. 1 Satz 1 ist bis zum 31. Dezember 2018 (Ausschlussfrist) schrift-
lich bei der Bewilligungsstelle zu stellen. Bewilligungsstelle ist das für Finanzen zuständige Mi-
nisterium. Sie kann ihre Befugnisse auf die WIBank übertragen. Der Antrag ist nach einem von 
der Bewilligungsstelle vorgegebenen Muster zu erstellen und auch in elektronischer Form an sie 
zu übermitteln. Für die Einhaltung der Frist ist der Eingang des schriftlichen Antrags maßgeb-
lich. Der schriftliche Antrag ist nur rechtsverbindlich, wenn er im Fall einer Gemeinde den An-
forderungen des § 71 Abs. 2 Satz 2 der Hessischen Gemeindeordnung und im Fall eines Land-
kreises den Anforderungen des § 45 Abs. 2 Satz 2 der Hessischen Landkreisordnung genügt. 
 
(2) Die Bewilligungsstelle setzt das Zuschusskontingent fest. Die Kommune hat zusätzlich einen 
Eigenanteil von einem Neuntel des Zuschusskontingents zu erbringen. Auf Antrag der Kommu-
ne kann der Eigenanteil auf 25 Euro je Einwohner nach § 2 Abs. 3 Satz 2 reduziert werden. Zur 
Sicherstellung des Eigenanteils kann der Kommune ein Darlehen der WIBank mit zehnjähriger 
Laufzeit und ratierlicher Tilgung gewährt werden. Die Darlehenszinsen trägt das Land. Für den 
Antrag gilt Abs. 1 Satz 1 entsprechend. 
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§ 8 
Verwendungszweck 

 
(1) Das Zuschusskontingent nach § 7 Abs. 2 Satz 1 und das Darlehen nach § 7 Abs. 2 Satz 4 
dürfen verwendet werden für die Instandhaltung, die Instandsetzung, die Herstellung, den Um-
bau, die Erweiterung oder die wesentliche Verbesserung kommunaler oder kommunalersetzen-
der Infrastruktureinrichtungen sowie für die Anschaffung beweglicher und unbeweglicher Ver-
mögensgegenstände des Sachanlagevermögens. Die Förderung erfolgt trägerneutral. Finanzie-
rungsanteile Dritter mindern die förderfähigen Ausgaben. 
 
(2) Das Zuschusskontingent kann bis zur Hälfte des nach § 7 Abs. 2 Satz 1 festgesetzten Be-
trags auch zur Tilgung von Investitionskrediten der Kommune verwendet werden. Der nach § 7 
Abs. 2 Satz 2 zu erbringende Eigenanteil oder ein nach § 7 Abs. 2 Satz 4 gewährtes Darlehen 
sind in voller Höhe für Maßnahmen nach Abs. 1 Satz 1 zu verwenden. 
 
(3) Ein Rechtsanspruch auf einen Zuschuss oder ein Darlehen für eine bestimmte Maßnahme 
besteht nicht. Die Bewilligungsstelle entscheidet nach pflichtgemäßem Ermessen über die För-
derfähigkeit der angemeldeten Maßnahmen. Sie nimmt die förderfähigen Maßnahmen in eine 
Förderliste auf und veröffentlicht diese. 
 

§ 9 
Refinanzierungsverbot, Maßnahmenbeginn, Maßnahmenende 

 
(1) Mit der Investitionsmaßnahme darf vor ihrer Aufnahme in die Förderliste der Bewilli-
gungsstelle nicht begonnen werden. Dies gilt nicht für Instandhaltungsmaßnahmen, mit denen 
nach dem 31. Dezember 2018 begonnen werden darf. Als Maßnahmenbeginn gilt bei Baumaß-
nahmen der Abschluss eines wesentlichen Bauausführungsvertrages oder der Beginn von Eigen-
arbeiten und bei Beschaffungen der Abschluss eines Beschaffungsvertrages. 
 
(2) Die Maßnahmen müssen bis zum 31. Dezember 2024 vollständig abgenommen und im Jahr 
2025 vollständig abgerechnet sein. 
 

§ 10 
Berichts- und Nachweispflichten 

 
(1) Die Kommunen und kommunalersetzenden Maßnahmenträger haben über die in die Förder-
liste aufgenommenen Maßnahmen zu berichten. 
 
(2) Die zweckentsprechende Verwendung des Zuschusses und des Darlehens sind für jede Maß-
nahme durch die Kommune oder den kommunalersetzenden Maßnahmenträger innerhalb von 
sechs Monaten nach Abschluss der Maßnahme nachzuweisen. 
 

§ 11 
Rückforderung und erneute Bereitstellung von Fördermitteln 

 
(1) Fördermittel, die von einer Kommune nicht in Anspruch genommen werden, verfallen mit 
Ablauf des 31. Dezember 2024. 
 
(2) Der Zuschuss wird zurückgefordert, soweit Fördermittel nicht zweckentsprechend ver-
wendet worden sind. Zurückgezahlte Fördermittel können für andere förderfähige Maßnahmen 
erneut angefordert und verwendet werden. Für den Zeitraum zwischen Auszahlung und Rück-
zahlung des Zuschusses sind für jeden vollen Kalendermonat durch die Kommune Zinsen in 
Höhe von 0,25 Prozent des zurückgeforderten Betrages zu zahlen.  
 

§ 12 
Förderrichtlinie 

 
Das Nähere zur Investitionsförderung regelt eine Förderrichtlinie, die von dem für Finanzen zu-
ständigen Ministerium nach Anhörung der Kommunalen Spitzenverbände erlassen wird. 
 

DRITTER TEIL 
Gemeinsame Vorschriften 

 
§ 13 

Übertragung von Aufgaben auf die WIBank 
 

Zur Umsetzung dieses Gesetzes bedient sich das Land der WIBank. Die für die Finanzen zu-
ständige Ministerin oder der hierfür zuständige Minister wird ermächtigt, mit der WI-Bank die 
hierfür erforderlichen Verträge abzuschließen. 
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§ 14 
Prüfungen des Rechnungsprüfungsamtes 

 
(1) Das nach § 129 der Hessischen Gemeindeordnung zuständige Rechnungsprüfungsamt prüft 
den Kassenkreditbestand der Kommune, die eine Kassenkreditentschuldung nach dem Ersten 
Teil oder eine Investitionsförderung nach dem Zweiten Teil beantragt hat, zu dem Stichtag 30. 
Juni 2018. Die Bewilligungsstelle kann auf Antrag der Kommune bis zum 30. Juni 2018 einen 
späteren Stichtag festlegen. 
 
(2) Die Prüfung umfasst die Höhe und Verwendung der Kassenkredite sowie deren Notwen-
digkeit zur Sicherstellung der Liquidität der Kommune zu dem Stichtag. Der Prüfvermerk ist 
der Bewilligungsstelle innerhalb eines Monats nach Abschluss der Prüfung vorzulegen. 
 

§ 15 
Prüfungsrechte des Hessischen Rechnungshofs 

 
Die Prüfungsrechte des Hessischen Rechnungshofs bleiben unberührt, ebenso die Rechte des 
Präsidenten des Hessischen Rechnungshofs - Überörtliche Prüfung kommunaler Körperschaften. 
 

§ 16 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Es tritt mit Ablauf des 31. Dezember 
2048 außer Kraft. 
 
 

Artikel 31 
Änderung des Kommunalinvestitionsprogrammgesetzes 

 
Das Kommunalinvestitionsprogrammgesetz vom 25. November 2015 (GVBl. S. 414), zuletzt 
geändert durch Gesetz vom 29. September 2017 (GVBl. S. 290), wird wie folgt geändert: 
 
1. § 13 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Satz 1 wird die Angabe "533 379 500" durch die Angabe "558 566 450" ersetzt. 

 b) In Abs. 3 wird die Angabe "93 401 000" durch die Angabe "118 587 950" ersetzt. 

2. In § 14 Abs. 1 Satz 1 wird die Angabe "203 403 000" durch die Angabe "228 589 950" er-
setzt. 

3. Anlage 2 erhält die aus dem Anhang zu diesem Gesetz ersichtliche Fassung. 
 
 

Artikel 42 
Änderung der Hessischen Gemeindeordnung 

 
Die Hessische Gemeindeordnung in der Fassung der Bekanntmachung vom 7. März 2005 
(GVBl. I S. 142), zuletzt geändert durch Gesetz vom 15. September 2016 (GVBl. S. 167), wird 
wie folgt geändert: 
 
1. In § 67 Abs. 1 wird nach Satz 1 der folgende Satz eingefügt: 

 "Der Vorsitzende kann Gemeindebedienstete zu den Sitzungen beiziehen." 
 
2. In § 92 werden die Abs. 4 und 5 durch die folgenden Abs. 4 bis 7 ersetzt:  

 "(4) Der Haushalt soll in jedem Jahr in Planung und Rechnung ausgeglichen sein. 

 (5) Der Haushalt ist in der Planung ausgeglichen, wenn 

 1. der Ergebnishaushalt unter Berücksichtigung der Summe der vorgetragenen Jahres-
fehlbeträge im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen ist oder der Fehlbedarf im ordent-
lichen Ergebnis durch die Inanspruchnahme von Mitteln der Rücklagen ausgeglichen 
werden kann und  

 2. im Finanzhaushalt der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus laufender Verwaltungstä-
tigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung 
von Krediten sowie an das Sondervermögen "Hessenkasse" geleistet werden können, 

                                                  
1 Ändert FFN 330-49 
2 Ändert FFN 331-1 
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soweit die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Investitionskrediten nicht 
durch zweckgebundene Einzahlungen gedeckt sind.  

 (6) Der Haushalt ist in der Rechnung ausgeglichen, wenn 

 1. die Ergebnisrechnung unter Berücksichtigung der Summe der vorgetragenen Jahres-
fehlbeträge im ordentlichen Ergebnis ausgeglichen ist oder der Fehlbetrag im ordent-
lichen Ergebnis durch die Inanspruchnahme von Mitteln der Rücklagen ausgeglichen 
werden kann und  

 2. in der Finanzrechnung der Saldo des Zahlungsmittelflusses aus laufender Verwal-
tungstätigkeit mindestens so hoch ist, dass daraus die Auszahlungen zur ordentlichen 
Tilgung von Krediten sowie an das Sondervermögen "Hessenkasse" geleistet werden 
können, soweit die Auszahlungen zur ordentlichen Tilgung von Investitionskrediten 
nicht durch zweckgebundene Einzahlungen gedeckt sind. 

 (7) Die Gemeinde darf sich nicht überschulden." 
 
3. Nach § 92 wird als § 92a eingefügt:  

 "§ 92a 
 Haushaltssicherungskonzept 

 (1) Die Gemeinde hat ein Haushaltssicherungskonzept aufzustellen, wenn 

 1. sie die Vorgaben zum Ausgleich des Ergebnis- und des Finanzhaushaltes in der Pla-
nung trotz Ausnutzung aller Einsparmöglichkeiten bei den Aufwendungen und Aus-
zahlungen sowie der Ausschöpfung aller Ertrags- und Einzahlungsmöglichkeiten nicht 
einhält oder  

 2. nach der Ergebnis- und Finanzplanung (§ 101) im Planungszeitraum Fehlbeträge oder 
ein negativer Zahlungsmittelbestand erwartet werden. 

 (2) Im Haushaltssicherungskonzept sind verbindliche Festlegungen über Konsolidierungs-
maßnahmen zu treffen. Es ist der Zeitraum anzugeben, in dem der Haushaltsausgleich in 
der Planung schnellstmöglich wieder erreicht werden kann.  

 (3) Das Haushaltssicherungskonzept ist von der Gemeindevertretung jährlich im Rahmen 
der Haushaltssatzung zu beschließen. Es bedarf für jedes Haushaltsjahr der Genehmigung 
der Aufsichtsbehörde. Die Genehmigung kann unter Bedingungen und mit Auflagen erteilt 
werden. Beträgt der Konsolidierungszeitraum mehr als zwei Jahre, hat die Aufsichtsbehör-
de vor der Genehmigung das Einvernehmen der oberen Aufsichtsbehörde einzuholen." 

 
4. § 94 Abs. 2 wird wie folgt geändert:  

 a) Satz 1 wird wie folgt geändert: 

  aa) In Nr. 2 wird das Wort "Kassenkredite" durch "Liquiditätskredite" ersetzt.  

  bb) In Nr. 3 wird der Punkt am Ende durch ein Komma ersetzt. 

  cc) Als Nr. 4 und 5 werden angefügt:  

   "4.  zum Haushaltssicherungskonzept, 

   5.  zum Stellenplan." 

 b) In Satz 2 werden nach dem Wort "Auszahlungen" die Wörter "sowie auf das Haus-
haltssicherungskonzept" eingefügt.  

 
5. § 97 Abs. 5 wird wie folgt geändert: 

 a) In Satz 2 wird nach dem Wort "Teile" die Angabe "nach § 97a" eingefügt. 

 b) Folgender Satz wird angefügt:  

  "Sofern die Haushaltssatzung keine genehmigungsbedürftigen Teile enthält, darf sie 
erst öffentlich bekannt gemacht werden, wenn die Aufsichtsbehörde innerhalb eines 
Monats nach Vorlage keine Bedenken wegen Rechtsverletzung erhebt."  

 
6. Nach § 97 wird als § 97a eingefügt:  

 "§ 97a 
 Genehmigungsbedürftigkeit der Haushaltssatzung 

 Die Haushaltssatzung der Gemeinde bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde für  
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 1. eine Abweichung von den Vorgaben zum Haushaltsausgleich in der Planung (§ 92 

Abs. 5), 

 2. das Haushaltssicherungskonzept (§ 92a),  

 3. den Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen (§ 102), 

 4. die Kreditaufnahme für Investitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen (§ 103) 
und 

 5. die Aufnahme von Liquiditätskrediten (§ 105)." 
 
7. § 105 wird wie folgt gefasst:  

 "§ 105 
 Liquiditätskredite 

 (1) Zur rechtzeitigen Leistung ihrer Auszahlungen kann die Gemeinde Kredite zur Siche-
rung der Zahlungsfähigkeit (Liquiditätskredite) bis zu dem nach Maßgabe des Abs. 2 in 
der Haushaltssatzung festgesetzten und genehmigten Betrag aufnehmen, soweit keine an-
deren Mittel zur Verfügung stehen. Diese Ermächtigung gilt über das Haushaltsjahr hin-
aus bis zur Bekanntmachung der neuen Haushaltssatzung. Liquiditätskredite sollen spä-
testens bis zum Ende des Haushaltsjahres zurückgeführt werden.  

 (2) Die Gemeinde hat den Höchstbetrag der Liquiditätskredite bedarfsgerecht aufgrund 
einer dokumentierten Liquiditätsplanung festzusetzen. Die Liquiditätsplanung ist der 
Aufsichtsbehörde vorzulegen. Der Höchstbetrag der in der Haushaltssatzung festge-
setzten Liquiditätskredite bedarf der Genehmigung der Aufsichtsbehörde. Die Geneh-
migung kann unter Bedingungen erteilt und mit Auflagen verbunden werden. 

 (3) Über die Aufnahme und die Kreditbedingungen entscheidet der Bürgermeister oder 
der für die Verwaltung des Finanzwesens zuständige Beigeordnete. Die Kreditaufnahme 
erfolgt in Euro." 

 
8. Dem § 106 Abs. 1 wird folgender Satz angefügt:  

 "Zur Sicherstellung der stetigen Zahlungsfähigkeit soll sich der geplante Bestand an flüs-
sigen Mitteln ohne Liquiditätskreditmittel in der Regel auf mindestens 2 Prozent der 
Summe der Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit nach dem Durchschnitt der 
drei dem Haushaltsjahr vorangehenden Jahre belaufen." 

 
9. § 112 wird wie folgt geändert:  

 a) In Abs. 9 werden nach dem Wort "Gemeindevertretung" die Wörter "sowie die Auf-
sichtsbehörde" eingefügt.  

 b)  Als Abs. 10 wird angefügt: 

  "(10) Die Aufsichtsbehörde hat die Genehmigung nach § 97a bis zur Unterrichtung der 
Gemeindevertretung über den aufgestellten Jahresabschluss nach Abs. 9 zurückzustel-
len. Enthält die Haushaltssatzung keine genehmigungsbedürftigen Teile nach § 97a, 
darf sie abweichend von § 97 Abs. 5 Satz 3 erst nach der Unterrichtung der Gemeinde-
vertretung über den aufgestellten Jahresabschluss nach Abs. 9 bekannt gemacht wer-
den." 

 
10.  § 126a Abs. 6 Satz 3 wird wie folgt geändert:  

 a)  Nr. 4 wird aufgehoben.  

 b)  Die bisherigen Nr. 5 und 6 werden die Nr. 4 und 5.  
 
11. In § 143 Abs. 1 Satz 3 werden nach dem Wort "ablehnt" ein Komma und die Angabe 

"die Genehmigung nach § 112 Abs. 10 zurückstellt" eingefügt.  
 
 

Artikel 53 
Änderung der Gemeindehaushaltsverordnung 

 
Die Gemeindehaushaltsverordnung vom 2. April 2006 (GVBl. I S. 235), zuletzt geändert durch 
Verordnung vom 7. Dezember 2016 (GVBl. S. 254), wird wie folgt geändert:  
 
  

                                                  
3 Ändert FFN 331-27 
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1. § 3 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 1 Nr. 32 werden nach dem Wort "Investitionen" die Wörter "sowie an das 
Sondervermögen "Hessenkasse"" eingefügt.  

 b) In Abs. 2 Satz 1 Nr. 15 werden nach dem Wort "Vorgängen" die Wörter "sowie an 
das Sondervermögen "Hessenkasse"" eingefügt. 

 c) In Abs. 3 werden nach dem Wort "Krediten" die Wörter "sowie an das Sonderver-
mögen "Hessenkasse"" eingefügt. 

 
2. Dem § 25 Abs. 3 wird folgender Satz angefügt:  

 "Abweichend von Satz 1 können bis zum Ablauf des Haushaltsjahres 2018 entstandene 
Fehlbeträge im ordentlichen Ergebnis bei der Aufstellung des Jahresabschlusses für das 
Haushaltsjahr 2018 mit dem Eigenkapital verrechnet werden." 

 
3. § 47 wird wie folgt geändert: 

 a) In Abs. 2 Nr. 32 werden nach dem Wort "Investitionen" die Wörter "sowie an das 
Sondervermögen "Hessenkasse"" eingefügt. 

 b) In Abs. 3 Satz 1 Nr. 15 werden nach dem Wort "Vorgängen" die Wörter "sowie an 
das Sondervermögen "Hessenkasse"" eingefügt. 

 
 

Artikel 64 
Änderung des Schutzschirmgesetzes 

 
§ 4 Abs. 3 des Schutzschirmgesetzes vom 14. Mai 2012 (GVBl. S. 128), zuletzt geändert durch 
Gesetz vom 20. Dezember 2015 (GVBl. S. 618), wird wie folgt geändert: 

1.  In Satz 1 wird die Angabe "§§ 102 bis 105" durch die Angabe "§ 97a" ersetzt. 

2.  In Satz 2 werden nach dem Wort "war" ein Komma und die Angabe "oder in den Fällen 
des § 2 Abs. 2 Satz 1 Nr. 1 bis 3 mit dem Wirksamwerden eines genehmigten Grenzän-
derungsvertrages" eingefügt. 

 
 

Artikel 7 
Zuständigkeitsvorbehalt 

 
Soweit durch Art. 5 die Gemeindehaushaltsverordnung geändert wird, bleibt die Befugnis der 
zuständigen Stelle, die Verordnung künftig zu ändern oder aufzuheben, unberührt. 
 
 

Artikel 8 
Inkrafttreten 

 
Dieses Gesetz tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. Abweichend von Satz 1 treten die 
Art. 4 Nr. 2 bis 11 und Art. 5 am 1. Januar 2019 und Art. 6 Nr. 2 mit Wirkung vom 1. De-
zember 2017 in Kraft. 
 

                                                  
4 Ändert FFN 41-40 



Ko
m

m
un

en
Ko

nt
in

ge
nt

 
Bu

nd
es

pr
og

ra
m

m
in

 E
ur

o

da
vo

n 
Bu

nd
es

zu
sc

hu
ss

  i
n 

Eu
ro

da
vo

n 
Ko

fin
an

zi
er

un
g 

Bu
nd

es
pr

og
ra

m
m

 
in

 E
ur

o

Ko
nt

in
ge

nt
La

nd
es

pr
og

ra
m

m
in

 E
ur

o

G
es

am
tk

on
tin

ge
nt

in
 E

ur
o

06
43

10
00

LA
N

DK
RE

IS
 B

ER
G

ST
RA

SS
E

20
.6

39
.9

35
15

.4
79

.9
35

5.
16

0.
00

0
20

.6
39

.9
35

06
43

20
00

LA
N

DK
RE

IS
 D

AR
M

ST
AD

T-
DI

EB
U

RG
9.

33
0.

60
0

9.
33

0.
60

0
06

43
60

00
M

AI
N

-T
AU

N
U

S-
KR

EI
S

13
.1

25
.1

50
13

.1
25

.1
50

06
43

70
00

O
DE

N
W

AL
DK

RE
IS

8.
71

3.
41

4
6.

53
4.

41
4

2.
17

9.
00

0
1.

32
0.

02
7

10
.0

33
.4

41
06

43
80

00
LA

N
DK

RE
IS

 O
FF

EN
BA

CH
23

.7
55

.7
74

17
.8

16
.7

74
5.

93
9.

00
0

23
.7

55
.7

74
06

43
90

00
RH

EI
N

G
AU

-T
AU

N
U

S-
KR

EI
S

12
.2

22
.4

38
9.

16
6.

43
8

3.
05

6.
00

0
1.

85
1.

40
2

14
.0

73
.8

40
06

44
00

00
W

ET
TE

RA
U

KR
EI

S
29

.7
25

.0
11

22
.2

93
.0

11
7.

43
2.

00
0

29
.7

25
.0

11
06

53
30

00
LA

N
DK

RE
IS

 L
IM

BU
RG

-W
EI

LB
U

RG
20

.7
50

.1
57

15
.5

62
.1

57
5.

18
8.

00
0

20
.7

50
.1

57
06

53
50

00
VO

G
EL

SB
ER

G
KR

EI
S

10
.4

78
.4

55
7.

85
8.

45
5

2.
62

0.
00

0
1.

58
8.

01
8

12
.0

66
.4

73
06

63
20

00
LA

N
DK

RE
IS

 H
ER

SF
EL

D-
RO

TE
N

BU
RG

10
.6

74
.2

65
8.

00
5.

26
5

2.
66

9.
00

0
1.

61
6.

85
6

12
.2

91
.1

21
06

63
30

00
LA

N
DK

RE
IS

 K
AS

SE
L

18
.8

53
.4

99
14

.1
39

.4
99

4.
71

4.
00

0
18

.8
53

.4
99

06
63

40
00

SC
HW

AL
M

-E
DE

R-
KR

EI
S

22
.3

63
.2

30
16

.7
72

.2
30

5.
59

1.
00

0
22

.3
63

.2
30

06
63

50
00

LA
N

DK
RE

IS
 W

AL
DE

CK
-F

RA
N

KE
N

BE
RG

14
.6

91
.0

77
11

.0
18

.0
77

3.
67

3.
00

0
2.

22
6.

06
3

16
.9

17
.1

40
06

63
60

00
W

ER
RA

-M
EI

SS
N

ER
-K

RE
IS

10
.7

79
.6

34
8.

08
4.

63
4

2.
69

5.
00

0
1.

63
3.

74
4

12
.4

13
.3

78

06
43

30
00

LA
N

DK
RE

IS
 G

RO
SS

-G
ER

AU
20

.0
93

.9
07

15
.0

69
.9

07
5.

02
4.

00
0

20
.0

93
.9

07
06

43
40

00
HO

CH
TA

U
N

U
SK

RE
IS

9.
70

4.
10

0
9.

70
4.

10
0

06
43

50
00

M
AI

N
-K

IN
ZI

G
-K

RE
IS

31
.8

90
.9

80
23

.9
17

.9
80

7.
97

3.
00

0
31

.8
90

.9
80

06
53

10
00

LA
N

DK
RE

IS
 G

IE
SS

EN
14

.2
31

.5
33

10
.6

73
.5

33
3.

55
8.

00
0

2.
15

7.
11

8
16

.3
88

.6
51

06
53

20
00

LA
HN

-D
IL

L-
KR

EI
S

25
.1

83
.8

25
18

.8
87

.8
25

6.
29

6.
00

0
25

.1
83

.8
25

06
53

40
00

LA
N

DK
RE

IS
 M

AR
BU

RG
-B

IE
DE

N
KO

PF
11

.0
27

.8
99

8.
27

0.
89

9
2.

75
7.

00
0

1.
67

0.
98

8
12

.6
98

.8
87

06
63

10
00

LA
N

DK
RE

IS
 F

U
LD

A
14

.7
46

.3
68

11
.0

59
.3

68
3.

68
7.

00
0

2.
23

3.
76

7
16

.9
80

.1
35

06
41

10
00

DA
RM

ST
AD

T,
 W

IS
SE

N
SC

HA
FT

SS
TA

DT
24

.3
70

.1
10

18
.2

77
.1

10
6.

09
3.

00
0

24
.3

70
.1

10
06

41
20

00
FR

AN
KF

U
RT

 A
M

 M
AI

N
, S

TA
DT

43
.8

57
.9

00
43

.8
57

.9
00

06
41

30
00

O
FF

EN
BA

CH
 A

M
 M

AI
N

, S
TA

DT
21

.2
95

.6
45

15
.9

71
.6

45
5.

32
4.

00
0

21
.2

95
.6

45
06

41
40

00
W

IE
SB

AD
EN

, L
AN

DE
SH

AU
PT

ST
AD

T
18

.5
77

.8
00

18
.5

77
.8

00
06

61
10

00
KA

SS
EL

, D
O

CU
M

EN
TA

-S
TA

DT
31

.2
57

.4
98

23
.4

42
.4

98
7.

81
5.

00
0

31
.2

57
.4

98

06
43

30
12

RU
ES

SE
LS

HE
IM

, S
TA

DT
6.

25
1.

73
9

4.
68

8.
73

9
1.

56
3.

00
0

94
7.

33
4

7.
19

9.
07

3
06

43
50

14
HA

N
AU

, B
RU

ED
ER

-G
RI

M
M

-S
TA

DT
9.

59
0.

76
4

7.
19

2.
76

4
2.

39
8.

00
0

1.
45

2.
92

7
11

.0
43

.6
91

06
53

10
05

G
IE

SS
EN

, U
N

IV
ER

SI
TA

ET
SS

TA
DT

17
.8

03
.9

79
13

.3
52

.9
79

4.
45

1.
00

0
17

.8
03

.9
79

06
53

40
14

M
AR

BU
RG

, U
N

IV
ER

SI
TA

ET
SS

TA
DT

3.
47

7.
90

0
3.

47
7.

90
0

06
63

10
09

FU
LD

A,
 S

TA
DT

8.
58

7.
36

4
6.

44
0.

36
4

2.
14

7.
00

0
1.

30
1.

75
6

9.
88

9.
12

0

La
nd

es
w

oh
lfa

hr
ts

ve
rb

an
d

51
4.

50
0

51
4.

50
0

Su
m

m
e

43
9.

97
8.

50
0

32
9.

97
6.

50
0

11
0.

00
2.

00
0

11
8.

58
7.

95
0

55
8.

56
6.

45
0

Anlage 
zu Artikel 3 Nr. 3


	6311_anl.pdf
	6311_anl_2.pdf
	KIP-II-Anlage





